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1. 
Wirtscha0ssank2onen 
– worüber wir reden 



Wirtschaft als Waffe – nicht neu

• Vergi&en von Wasserstellen und Brunnen, Verbrennen der Ernte etc.
• Abschneiden des Gegners von ökonomischen Ressourcen 
• Militärische Sicherung von Handelswegen  (Venedig, Kolonialismus, heute)
• Napoleons KonInentalsperre gegen England (1806 – 1813)
• Weltkriege als industrielle Materialschlachten
• Wirtscha&ssankIonen gegen Kuba, Iran, Venezuela u.a. „Schurkenstaaten“  
• Handelskriege, ProtekIonismus – US-Maßnahmen gegen Huawei, COSCO

Militär und Ökonomie = Machtressourcen, 
die vielfach miteinander verschränkt sind  



Protektionismus ≠ Sanktionen

Protektionismus = handelspolitisches Instrument 
für handelspolitische Ziele   (auch wenn es Grauzonen gibt) 

Sank9onen dagegen verfolgen poli9sche 
& geopoli9sche Ziele, 

Schwächung von Rivalen, Regime Change etc.  



Worüber wir nicht reden

•DiplomaOsche Maßnahmen (Ausweisung von 
Diplomaten etc.)
•Ausschluss von Sportlern, BoykoT von Sportereignissen 

(Gauck Sotschi 2014)
•BoykoT von Künstlern und Kultur
• Zensur, Verbot von Medien
•u.a. nicht-ökonomische KonflikOnstrumente



Ziele von Wirtschaftssanktionen

1. ein Zeichen setzen; symbolische Wirkung 
2. Einschränken von Handlungsspielräumen
3. Verhaltensänderungen erzwingen
4. Vergeltung, Bestrafung
5. Abschreckung anderer vor Nachahmung
6. InnenpoliLsche Destablisierung, Regime Change, Ruin 



Ein exklusives Instrument, über das nicht jeder verfügt

Den Einsatz ökonomischer Druckmittel muss man sich 
ökonomisch leisten können.

Wenn Du nicht 
tust, was ich Dir 
sage, setzt‘s 

Sanktionen!

Sank0onen setzt i.d.R. der ökonomisch Stärkere ein.
In dieser Hinsicht gleichen sie Atomwaffen. Die hat auch nicht jeder.

Während so was eher 
selten vorkommt.

SankOonen funkOonieren auf Basis bestehender 
ökonomischer Macht- & Herrscha\sverhältnisse



Wirtschaftskrieg liegt in seinem Gewaltpotential 
unterhalb der Schwelle des Schießkrieges

Das verleiht ihm moralisch mehr Legitimität

Tatsächlich kann sein Gewaltpotential aber genauso 
tödlich sein

Angesichts der globalisierungsbedingten Verflechtungen 
der Weltwirtschaft ist er komplexer als je zuvor

Risiken & Nebenwirkungen sind daher unkalkulierbar



2. 
Wirtscha0skrieg mit Russland 



Die besondere Rolle der EU 
bei der Entstehungdes Ukraine-Konflikts 

• 2007 Beginn Verhandlungen zu Assoziierungsvertrag EU-Ukraine
• 2008 NATO beschließt Beitritt der Ukraine & Georgiens - ohne Datum 

2013 November, Janukowitsch lehnt Assoziierungsvertrag ab
• Beginn des Euro-Maidan
• Dezember 2013 EU-Außenbeauftragte  Ashton besucht Demo auf Maidan
• 2014, 22. Februar, Umsturz in Ukraine
• März, Krim Referendum, Anschluss der Krim an Russland
• April, Beginn Militäreinsatz gegen Separatisten im Donbass
• Dezember 2014 Unterzeichnung des Assoziierungsvertrags

Ziel: Ökonomische Abkopplung der Ukraine von Russland 
nach Jahrhunderten gemeinsamer Staatlichkeit



Geopolitische Kontrollansprüche

„Das neue Augenmerk der USA für die 
asiatisch-pazifische Region ist eine logische 
Konsequenz der geostrategischen 
Entwicklungen. Die Union muss in der Lage 
sein als Sicherheitsgarant – mit Partnern so 
möglich, autonom wenn nötig – in seiner 
Nachbarschaft entschieden zu handeln, dies 
schließt direkte Interventionen ein. 
Strategische Autonomie muss sich zuerst in 
der Nachbarschaft  der Europäischen Union 
materialisieren.“ 

Catherine Ashton, EU-Außenbeauftragte 2009-2014



Moskau wollte koopera5ve Lösung

„Noch im Jahr 2010 wollte Russland trilaterale Projekte - EU, 
Russland, Länder der östlichen Partnerschaft - realisieren. 
Es gab also ganz klar Chancen einer konstruktiven 
Einbindung Russlands in eine Partnerschaft, die aber leider 
nicht genutzt wurden.“ 

„Der Grund war, dass die EU mehr und mehr der US-
amerikanischen Linie folgte. Und Washington meinte, 
es komme darauf an, langfristig Russland so zu 
schwächen, dass es nicht wieder zum Rivalen werden 
kann.“ 

Günter Verheugen, damaliger  Erweiterungskommissar der EU
ND 3.4.2022



Maßnahmen seit Einmarsch in Ukraine
• Ausschluss von SWIFT u.a. Finanz-Infrastruktur (Kredikarten etc.) 

• Beschlagnahmung der russischen Zentralbankreserven
• Abkopplung von westlichen Börsen 
• Energieboykott, Nordstream II
• Beschlagnahmung von russischem Auslandsvermögen
• Verbot von Technologietransfer
• Rückzug westlicher Unternehmen aus Russland
• Dienstleistungen (Transportversicherungen u.ä.)
• Luftraumsperrung
• Sperrung von Flughäfen, Häfen und Grenzen
• Teilsperrung Kaliningradkorridor



Neue Qualität ökonomischer Sank5onen

•Breite (Finanzsystem, Rohstoffe, Dienstleistungen, 
Technologie, etc.)
•Tiefe der Sanktionen  
•Quantitativer Umfang
•Hohe Anzahl d. Beteiligung ökonomisch starker Länder

„Wir werden den Zusammenbruch der 
russischen Wirtschaft bewirken.“    

Bruno Le Maire frz. Finanzminister, (France Info, 1.3.2022)



3.
Völkerrechtliche Aspekte



Eine Besonderheit des internationalen Systems –
mit weitreichenden Folgen

Im Vergleich zu innerstaatlichen Verhältnissen:

• keine allgemein anerkannte oberste Gerichtsbarkeit
• keine global anerkannte oberste Exekutivgewalt mit 

Gewaltmonopol 
• UN Sicherheitsrat rudimentär und blockiert
• Regelbasierte internationale Ordnung existiert nicht 

Machtpolitische Kräfteverhältnisse
= zentrales Regulationsprinzip



Großmächte erkennen daher 
internaOonale Gerichte nicht an

Beispiel US-Kriegsverbrechen

„Wegen ErmiOlungen gegen US-SicherheitskräPe setzen die USA die Chefanklägerin 
des InternaRonalen Strafgerichtshofs (ICC) in Den Haag, Fatou Bensouda, auf die 
SankRonsliste. Das kündigte US-Außenminister Mike Pompeo an. Er sagte, auch der 
ICC-Abteilungsleiter Phakiso Mochochoko werde wegen seiner Unterstützung für 
Bensouda mit Strafmaßnahmen belegt.
Außerdem habe sein Ministerium die Ausgabe von Visa für besRmmte Mitarbeiter 
des Strafgerichtshofs eingeschränkt, so Pompeo. Er nannte den Gerichtshof "eine 
kapuOe und korrupte InsRtuRon", die leider weiterhin gegen Amerikaner vorgehe. 
Mit SankRonen müssten auch jene rechnen, die Bensouda bei ihrer Arbeit 
unterstützen.“

Tagesschau 20.9.2020. https://www.tagesschau.de/ausland/sanktionen-usa-bensouda-101.html

https://www.tagesschau.de/ausland/sanktionen-usa-bensouda-101.html


Rechtlich sind Sank/onen legal
§ 51 UN-Charta

Vorausgesetzt sie sind „verhältnismäßig“

Vorausgesetzt sie richten sich nicht 
gegen Unbeteiligte 



Aber:
UN- Resolu*on 68/200, UN-Generalversammlung, 20. 12 2013  

Die interna)onale Gemeinscha1 ru1 dazu auf, 
die Verhängung solcher Maßnahmen als

„poli)sche und ökonomische
ZwangsmiBel gegen Entwicklungsländer zu 

verurteilen und abzulehnen.“



4. 
Wirksamkeit



In nominaler Wechselkursparität

Ökonomische Kräfteverhältnisse
List of countries by GDP
(PPP)
Not to be confused with List of countries by GDP
(nominal).
For countries by GDP per capita, see List of countries by
GDP (PPP) per capita.

Largest economies in the world by PPP GDP in 2022
according to International Monetary Fund estimates[1]

Quelle: IWF 2022

List of countries by GDP
(nominal)
For countries by GDP based on purchasing power parity,
see List of countries by GDP (PPP).
For countries by GDP per capita, see List of countries by
GDP (nominal) per capita.

Largest economies in the world by GDP (nominal) in 2022
according to International Monetary Fund estimates[1]

In Kaufkraftparität

Russland  Nr. 9USA Nr. 1 USA Nr. 2 Russland Nr. 6



The World in 2050   

The long view: how will the global economic order change by 2050? 
PwC  Page 4 of 72 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

                            2016    2050 

China 1 1 China 

US 2 2 India 

India 3 3 US 

Japan 4 4 Indonesia 

Germany 5 5 Brazil 

Russia 6 6 Russia 

Brazil 7 7 Mexico 

Indonesia 8 8 Japan 

UK 9 9 Germany 

France 10 10 UK 

Emerging markets will dominate the 
world’s top 10 economies in 2050 (GDP at 
PPPs) 

Vietnam, the Philippines and Nigeria could 
make the greatest moves up the rankings 
by 2050  

E7 economies  G7 economies 

Vietnam Philippines Nigeria 
2016 

2050 

20th  

up 12 places 

up 9 places 

up 8 places 

5.1% 4.3
% 

4.2% 

19th  

14th  

Average annual GDP growth rate, 2016-2050 

32nd 28th  22nd  

The US and Europe will steadily lose 
ground to China and India 

Global economic power will shift to the E7 
economies 

E7 
were  
half  

the size of G7 

E7 

were 
around the 

same 
 size as 

G7 

E7 
could be 
double  

the size of  
G7 

China 
18% US 

16% EU27 
15% 

India 
7% 

Share of world GDP (PPPs) from 2016 to 2050… 

12% 
9% 

15% 

In… 

1995 

2015 
By… 

And in just 
25 years… 

2040 

Sources: IMF for 2016 estimates, PwC analysis for projections to 2050  

2016 

20% 

2050 
G7: US, UK, France, Germany, Japan, Canada and Italy  
E7: China, India, Indonesia, Brazil, Russia, Mexico and Turkey 

Der westliche Kapitalismus  auf absteigendem Ast

Langfristige Perspektiven Anteil an globalem BIP 2050 (in KKP)

Quelle; Price Waterhouse Cooper (2017)
The long view: how will the global economic order change by 2050?

Verlagerung  des 
Schwerpunkts 
der Weltwirtscha`:

weg vom 
transatlanbschen Raum

hin nach Asien.



Obama:

„Amerika muss auf der Weltbühne immer 
führen.       … 

Ich glaube mit jeder Faser an den 
amerikanischen Exzeptionalismus.“

Rede in Westpoint 2014 



Ökonomische Kräfteverhältnisse 
BIP in KKP (Billionen USD)
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Le Monde, 1.-3. Nov 2022; S. 16
IWF Prognosen im Verlauf 2022

Zum Vergleich: Ukraine -33% (Okt.)

Beschäftigungsrate

Erdölexporte
April:   - 8,5

Juli:      - 3,5 

Okt.     - 2,1



Woher kommt 
die Resilienz der russischen Wirtschaft?

• InternaIonale Isolierung Russlands gescheitert

• Ausweichmöglichkeiten Indien, OPEC, China, Pakistan, Indonesien u.a.

• RohstoZunger der Schwellenländer

• Hoher Bedarf global an Nahrungs- & Düngemi_eln (Russland global größter Weizenproduzent)   

• OPEC plus = Kartellinteressen

• ParIelle Ersetzung des US-Dollars durch bilaterale Verrechung

• Umgehungsmöglichkeiten (Umflaggen von Schiffen, Nutzung von Kryprowährungen etc.)



Neutralität des Globalen Südens 
Lula da Silva zum Ukrainekrieg:

Pu#n shouldn’t have invaded Ukraine. But it’s not just Pu,n who is 
guilty. The U.S. and the E.U. are also guilty. What was the reason 
for the Ukraine invasion? NATO? Then the U.S. and Europe should 
have said: “Ukraine won’t join NATO.” That would have solved the 
problem.

The other issue was Ukraine joining the E.U. The Europeans could 
have said: “No, now is not the moment for Ukraine to join the E.U., 
we’ll wait.” They didn’t have to encourage the confronta#on.

Interview in Time  



Kollateralschäden
Global:
• Störung der Lieferketten
• Preissteigerung – z.T. extrem – auf Weltmärkten (Energie, Nahrungsmittel, 

Rohstoffe) 
• Zunahme von Hunger und Armut im Globalen Süden
• Zunahme privater & öffentlicher Verschuldung. Verschuldungskrise im 

Globalen Süden 
• BIP- Schrumpfung

Bei den Sanktionierern (backfiring)
• EU = ökonomischer Verlierer
• BRD besonders großer Verlierer
• Inflation, Energiekrise, Kosten der Militarisierung
• Verstärkung der sozialen Ungleichheit 



Asymmetrisches Backfiring

Kontinentale Insellage
10.000 km vom Schuss

Supermacht
handlungsfähig

Militärische Dominanz
(Nuklearmacht, NATO etc.)

Geringe ökonomische 
Verflechtung mit Russland

Ökon. Überlegenheit
incl. Leitwährung

Krieg direkt an Grenze
„Feind“ = Nachbar

KonstrukRon „sui generis“ 
beschränkt handlungsfähig

Militärisch marginal 

Starke ökonomische 
Verflechtung, insbes.

bei Energie & Rohstoffen

---------

USA EU



FAZ 3.11.2022; S.  17

Märkte

Dax
13.287 Pkt.

-0,39 %

MDax

23.815 Pkt.

-0,85 %

TecDax

2.850 Pkt.

-0,28 %

E-Stoxx 50

3.630 Pkt.

-0,58 %

Dow Jones

32.608 Pkt.

-0,14 %

Nasdaq

10.788 Pkt.

-0,95 %

S&P 500

3.839 Pkt.

-0,45 %

Nikkei

27.663 Pkt.

-0,06 %

Euro/Dollar

0,9872 US$

-0,05 %

Gold
1.646,67 US$

-0,08 %

Öl
98,65 US$

+1,76 %

Dax
Gewinner

Merck

+2,11 %

166,85 €

FMC
+1,98 %

28,27 €

Dt. Telekom

+1,04 %

19,55 €

Verlierer

Zalando

-7,00 %

22,60 €

Vonovia

-5,53 %

21,70 €

Continental

-2,70 %

51,80 €

Stand: 17:00 Uhr

Containerschifffahrt 

Hafenbetreiber wehren 

sich gegen mächtige 

Reederei-Kartelle. 
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Erste Details zur geplanten Gewinn-

abschöpfung der Energiekonzerne

versetzen die Branche in Aufregung.

Besonders, dass die Bundesregierung 

die Regelung rückwirkend ab Septem-

ber 2022 einführen will, stößt in der 

Branche auf Unverständnis. „Das kann 

negative Folgen für Investitionen in die 

Energiewende haben“, warnt EnBW-

Finanzvorstand Thomas Kusterer. 

Auch wenn man das Vorhaben grund-

sätzlich unterstütze, komme es nun 

auf die konkrete Ausgestaltung an. 

Durch massiv gestiegene Strompreise 

haben viele Energiekonzerne in den 

vergangenen Monaten überdurch-

schnittlich hohe Gewinne eingefahren. 

Die sollen abgeschöpft werden. ► 7

Energiebranche

Kritik an 

Gewinnabschöpfung

Die Schufa steigt in das Geschäft mit 

Nachhaltigkeitsdaten ein: Die Wirt-

schaftsauskunftei will eine Datenbank 

für Umweltrisiken von Unternehmen 

aufbauen. Dafür geht sie eine strategi-

sche Partnerschaft mit dem belgischen 

Finanz-Start-up Greenomy ein. Mit 

dem neuen Angebot bietet die Schufa 

Banken und Unternehmen laut Fir-

menchefin Tanja Birkholz die Mög-

lichkeit, „einen klaren Überblick über 

die Nachhaltigkeit ihres Geschäfts“ zu 

geben und die Offenlegungspflichten 

aus der EU-Taxonomieverordnung für 

Nachhaltigkeit zu erfüllen. ►  33

Nachhaltigkeit

Schufa will 

Datenbank aufbauenS
PD-Chef Lars Klingbeil will mit einer 

industriepolitischen Offensive eine Dein-

dustrialisierung Deutschlands abwenden 

und die deutsche Wirtschaft robuster auf-

stellen. „Der industrielle Kern Deutschlands ist 

durch die aktuelle Lage bedroht“, sagte Klingbeil 

im Handelsblatt-Interview. Zugleich sei die 

deutsche Wirtschaft mit einer „völlig veränder-

ten weltpolitischen Lage“ konfrontiert. Er blicke 

besorgt auf die Abschottung autoritärer Staaten, 

aber auch auf die „knallharte Industriepolitik“ 

der USA. „Wir haben jetzt vielleicht ein Zeit-

fenster von fünf Jahren, um die Industrie in 

Deutschland und Europa stark zu machen“, 

sagte er.
 Deshalb müsse der Staat durch Investitionen 

die Entwicklung bestimmter Industrien voran-

treiben, etwa der Halbleiterproduktion oder der 

Batteriefertigung, und eine „Rohstoffstrategie“ 

entwickeln. Das würde auch die Unabhängigkeit 

von China fördern. Im Umgang mit dem Land 

plädierte Klingbeil für eine neue Strategie: „Wir 

müssen sicherheitsrelevante Bereiche benennen, 

bei denen China draußen bleiben muss.“ Bun-

deskanzler Olaf Scholz (SPD) reist Donnerstag 

mit einer Wirtschaftsdelegation nach Peking und 

wird am Freitag Chinas Staats- und Parteichef Xi 

Jinping treffen. Klingbeil verteidigte die Reise 

gegen Kritik: Dialog sei wichtig. Der Kanzler 

werde auch kritische Themen ansprechen.

Diese Erwartung äußerten Mittwoch weitere 

Koalitionspolitiker. „Die von Olaf Scholz ausge-

rufene Zeitenwende muss auch im Umgang mit 

China mit Leben gefüllt werden“, sagte FDP-

Generalsekretär Bijan Djir-Sarai. M. Greive, 

D.   Heide, D. Neuerer

„Der  

industrielle  

Kern ist  

bedroht“

Der SPD-Chef fordert vor der 

Peking-Reise des Kanzlers eine 

aktive Industriepolitik – und rote 

Linien im Umgang mit China.
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►  20

► 28

Quanten-Computing 

Ein Start-up aus Siegen 

will es mit IBM und 

Google aufnehmen. 

Geldanlage 

Warum Energie -

versorger die neuen 

Wachstumswerte sind. 

►  44

 ► Seite 4

Wir haben 

ein Zeitfens-

ter von fünf 

Jahren, um 

die Industrie 

stark zu  

machen.

Lars Klingbeil

SPD-Chef

Claudia Buch 

Die Bundesbankerin warnt 

vor multiplen Risiken im 

Finanzsystem. 

►  32

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch 

die Einmalzahlung für Gaskunden 

beschlossen. Verbraucherinnen und 

Verbraucher werden im Dezember 

keine Abschlagszahlung an ihren Gas-

versorger leisten müssen. Der Staat 

zahlt stattdessen eine Entschädigung 

an den Versorger, die ungefähr so groß 

sein wird wie der Abschlag. Die Bun-

desregierung rechnet insgesamt mit 

Kosten in Höhe von 8,9 Milliarden 

Euro. Mit der Dezemberzahlung soll 

die Zeit bis zum Start der eigentlichen 

Gaspreisbremse überbrückt werden, 

die im März beginnen und rückwir-

kend ab Februar gelten soll. ► 6

Entlastungen 

Gaspreisbremse 

startet im Dezember 

Die US-Notenbank Federal Reserve 

(Fed) hat den Leitzins am Mittwoch 

erneut um 0,75 Prozentpunkte ange-

hoben. Damit sind die Zinsen nun so 

hoch wie zuletzt 2008 – und liegen in 

einer Spanne von 3,75 bis vier Prozent. 

Demnächst könnte die Fed jedoch 

etwas behutsamer vorgehen, signali-

sierte Fed-Chef Jerome Powell auf 

einer Pressekonferenz. So wolle die 

Notenbank künftig stärker berücksich-

tigen, dass Zinserhöhungen mit Ver-

zögerungen in der Wirtschaft ankom-

men und dass sich der Abbau der 

Bilanzsumme, den die Fed seit Mona-

ten zusätzlich zu den Zinserhöhungen 

betreibt, ebenfalls auf die Wirtschaft 

und die Finanzmärkte auswirkt. 

Powell warnte jedoch vor zu viel 

Euphorie. So könnte die Fed gezwun-

gen sein, die Zinsen stärker anzuheben 

als bislang gedacht – auch wenn das 

Tempo etwas langsamer werden 

könnte. „Wir werden den Kurs halten, 

bis wir am Ziel sind“, betonte Powell. 

Die Inflation habe sich hartnäckiger 

gezeigt als gedacht. Daher müssten die 

Notenbanker die Zinsen noch weiter 

anheben. „Damit steigt auch das Risiko 

einer Rezession“, gab Powell zu 

bedenken. An den Aktienmärkten 

kam die Botschaft nicht gut an. Der 

Leitindex Dow Jones, der S&P 500 

und die technologielastige Nasdaq 

schlossen am Mittwoch deutlich im 

Minus. Astrid Dörner

US-Notenbank signalisiert Flexibilität

Dennoch könnten die Zinsen höher steigen als gedacht, warnt Fed-Chef Powell. 
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fen dazu nicht schweigen oder dies 
hinnehmen. Alle Unternehmen, die in 
der Region ein Werk unterhalten, tra-
gen dafür auch eine hohe Verantwor-
tung. Ich vertraue darauf und erwarte, 
dass die Unternehmensleitungen die-
ser Verantwortung nachkommen.

Ist die Debatte um Cosco und die 
Kanzlerreise nach Peking nur ein 
Sturm im Wasserglas oder der 
Beginn einer neuen Chinapolitik 
Deutschlands? 
Es wäre fatal, wenn diese Diskussion 
nur ein Sturm im Wasserglas wäre. 
Wir sehen eine völlig veränderte welt-
politische Lage.

Was bedeutet das mit Blick auf das 
Verhältnis zu den USA? 
Ich glaube, das transatlantische Ver-
hältnis war lange nicht so gut wie der-
zeit. Aber es gibt keine Garantie, dass 
das nach den nächsten Wahlen so 
bleibt. Wir sehen aktuell natürlich 
auch, dass die Amerikaner knallharte 
Industriepolitik betreiben. Wir haben 
jetzt vielleicht ein Zeitfenster von fünf 
Jahren, um die Industrie in Deutsch-
land und Europa stark zu machen. 

Klingt gut. Nur, wie soll das gelin-
gen?
Der Staat kann durch Investitionen 
dafür sorgen, dass wir in wichtigen 
Bereichen vorankommen. Das betrifft 
zum Beispiel die Halbleiterproduktion, 
die Batteriefertigung, Künstliche Intel-
ligenz, Fachkräftesicherung. Wir brau-
chen auch die modernste digitale Infra-
struktur, da hängen wir enorm hinter-
her, die modernsten Stromnetze. Und 
natürlich geht es auch darum, klare 
Kriterien festzulegen, an denen wir 
unsere Industrie- und Standortpolitik 
ausrichten.

Was meinen Sie damit konkret?
Wir brauchen dringend eine Rohstoff-
strategie. Wir müssen die Abhängigkei-
ten definieren und beschreiben, wie wir 
sie abbauen. Auch in der Innovations-
politik kann der Staat viel mehr tun – 
etwa in der Grundlagenforschung. Es 
geht darum, deutlich mehr For-
schungsanreize zu setzen, um Innova-
tionen zu ermöglichen. Die Unterstüt-
zung von Start-ups gehört für mich 
auch dazu, indem wir die Rahmenbe-
dingungen für Gründer verbessern und 
dafür Geld zur Verfügung stellen und 
Anreize für Investitionen schaffen.

Muss eine neue Industriepolitik 
auch ganze Branchen vor auslän-
dischen Übernahmen abschir-
men?
Das gehört für mich dazu. Die Frage 
ist dabei aber immer: Wie weit geht 

man? Ich blicke schon ein biss-
chen besorgt auf die USA 
einerseits und autoritäre 
Staaten andererseits, 
wie sie sich jeweils 
abschotten. Eine Ten-
denz wird allerdings 
klar: Der Staat wird 
in der Industriepoli-
tik in anderen Län-
dern gerade immer 

wichtiger. Deutsch-
land und Europa hin-
ken da leider hinterher. 
Deswegen brauchen 
wir eine Kehrtwende 
im Zusammenspiel 

von Staat und Markt. 

Geraten wir dann aber nicht in 
einen Subventionswettbewerb 
zwischen den Systemen? 
Wir müssen selbst ökonomisch stärker 
werden. Wir müssen mit Staaten, die 
ähnlich ticken wie wir, stärker Handel 
betreiben. Auf meiner Reise durch 
Lateinamerika haben mir die Verant-
wortlichen gesagt: „Wir würden gern 
mit Deutschland und Europa zusam-
menarbeiten“ – aber die, die dort auf 
der Matte stehen, sind China und 
Russland. 

Für die Wirtschaft sind das größte 
Thema derzeit die hohen Energie-
preise. Die Wirtschaft fürchtet eine 
Deindustrialisierung. Teilen Sie die 
Sorge? 
Der industrielle Kern Deutschlands ist 
durch die aktuelle Lage bedroht. Wir 
müssen jetzt alles tun, um eine Dein-
dustrialisierung zu verhindern. Mit der 
Gaspreis- und Strompreisbremse 
sowie dem Energie-Abwehrschirm 
treffen wir in dieser Woche die nötigen 
Entscheidungen, um Bürger und Wirt-
schaft durch diese schwere Zeit zu 
bringen. 

Die Energiepreise bleiben aber auch 
über die akute Krise hinaus hoch. 
Wie will die SPD diese Probleme 
angehen?
Wir werden am Wochenende mit 
Expertinnen und Experten und unse-
ren Mitgliedern auf einem Debatten-
konvent die Herausforderungen für 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
diskutieren. Es geht um die Frage, ob 
wir Wohlstand und Arbeitsplätze hal-
ten. Es geht auch um die Frage, ob wir 
in der Krise die Weichen so stellen, 
dass wir eine gute Zukunft haben, 
Stichwort Klimaneutralität. Mir ist 
dabei wichtig, dass wir diese Debatten 
mit Respekt führen, vor allem für die-
jenigen, die seit Jahren mit ihren Jobs 

den industriellen Erfolg Deutschlands 
ermöglicht haben. Industrie sichern 
und gleichzeitig den Wandel schaffen: 
Das geht nicht von oben herab. 

Deutschland müsse „Führungs-
macht“ sein, fordern Sie. Können 
wir so eine Rolle angesichts unserer 
Geschichte überhaupt einnehmen? 
Wenn ich von „Führungsmacht“ rede, 
rede ich ja nicht von einem breitbeini-
gen Auftreten mit Großmachtfan -
tasien, sondern davon, dass ein Land 
offensiv und mit Verantwortung für 
seine Werte und Prinzipien einsteht. 
Gerade in Zeiten, in denen sich autori-
täre Staaten aufmachen, mehr globale 
Verantwortung an sich zu reißen, wo 
wir nicht wissen, wie die nächsten 
Wahlen in den USA ausgehen, kommt 
es immer mehr auf ein starkes Land wie 
Deutschland an, das aus einem starken 
Europa Verantwortung übernimmt.

Verteidigungsministerin Lambrecht 
hat sogar von Deutschland als 
„militärischer Führungsmacht“ 
gesprochen. Gehen Sie da mit? 
Es wäre naiv zu sagen, dass in Zeiten, 
in denen Russland einen völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg in der Mitte 
Europas startet, das Militärische nicht 
auch dazugehört. Deshalb statten wir 
die Bundeswehr besser aus. Aber das 
Militärische ist nur ein kleiner Teil. Es 
geht um strategische Partnerschaften, 
um ökonomische Kooperation oder 
auch eine Reform der Vereinten 
Nationen. Führung darf nicht auf das 
Militärische reduziert werden. 

Das Verteidigungsministerium 
streicht schon wieder Rüstungsvor-
haben zusammen, weil sie teurer 
werden. Fällt die bessere Ausstat-
tung der Bundeswehr in Teilen aus? 
Nein. Das Verteidigungsministerium 
entscheidet jetzt darüber, welche Pro-
jekte umgesetzt werden. Die 100 Mil-
liarden sind eine riesige Summe, sie 
werden die Bundeswehr stärken. 

Der Kanzler eckt in Europa wegen 
seiner Energiepolitik an. Hat Olaf 
Scholz seine Führungsrolle in 
Europa noch nicht gefunden? 
Wir bekommen sehr viel Zustimmung 
für unsere Politik in diesen schwierigen 
Zeiten. Alle wissen: Wenn wir Arbeits-
plätze in Deutschland retten, ist das 
gut für ganz Europa. Insofern konnten 
wir da ein paar Missverständnisse aus-
räumen. 

Könnte Deutschland Führungs-
stärke zeigen, indem es der Ukraine 
Kampfpanzer liefert? 
Deutschland ist mittlerweile der dritt-
größte Waffenlieferant der Ukraine. 
Vitali Klitschko hat mir diese Woche 
in einem emotionalen Telefonat davon 
berichtet, dass an einem Tag sämtliche 
Raketenangriffe auf Kiew dank der 
deutschen Raketenabwehr Iris-T abge-
wehrt werden konnten. Es bleibt aber 
bei dem, was Olaf Scholz gesagt hat: Es 
gibt keine Alleingänge Deutschlands. 
Und die Frage weiterer Waffenliefe-
rungen sollte man weniger in Zei-
tungsinterviews diskutieren, sondern 
eher mit den Bündnispartnern. 

Herr Klingbeil, vielen Dank für das 
Interview. 

Die Fragen stellten Martin Greive, Dana 
Heide und Dietmar Neuerer.

Tatort Hafen:  
Ein Container aus 

China wird in  
Duisburg entladen.

 Wir sehen 
aktuell natür-

lich auch, 
dass die 

Amerikaner 
knallharte In-
dustriepolitik 

betreiben.
Lars Klingbeil

SPD-Chef

ren deutlich kritischer als den Einstieg 
Coscos in eine Betreibergesellschaft 
am Hamburger Hafen. 

Mit Huawei ist ein chinesisches 
Unternehmen immer noch am 
deutschen 5G-Ausbau beteiligt. 
Muss die Politik nicht eingreifen? 
Definitiv. Ich möchte nicht, dass wir in 
zehn Jahren feststellen, wie technolo-
giepolitisch abhängig wir von China 
geworden sind. Das heißt, Huawei darf 
nicht in den sicherheitsrelevanten 
Bereichen der digitalen Infrastruktur 
auftauchen. 

Die Direktinvestitionen deutscher 
Konzerne in China lagen im ersten 
Halbjahr auf Rekordniveau. Begibt 
sich die deutsche Wirtschaft da 
nicht trotz aller Warnungen in eine 
immer größere Abhängigkeit? 
Ich bin nicht gegen Handel und wirt-
schaftliche Kooperation mit China. Ich 
bin dafür, dass wir uns nicht in einseitige 
Abhängigkeiten begeben und dass wir 
klarmachen, in welchen Bereichen China 
draußen bleiben muss. Wir müssen uns 
so aufstellen, dass wir ohne China kön-
nen, wenn sie politisch weiter eskalieren. 

Wie lassen sich die Abhängigkeiten 
gegenüber China reduzieren? 
Diversifizierung ist für mich die geeig-
nete Strategie. Sich breit aufstellen, 
nicht abhängig sein. Ich erwarte von 
den Unternehmen, dass sie die offen-
sichtlichen Risiken nicht einfach weg-
wischen. Ich habe aber den Eindruck, 
dass das Thema mittlerweile in allen 
Chefetagen angekommen ist. 

VW unterhält in Xinjiang, wo China 
schwere Menschenrechtsvergehen 
vorgeworfen werden, ein Werk. Die 
SPD sitzt bei VW im Aufsichtsrat – 
warum sagt die SPD nicht, dass VW 
da raus soll?
Die Menschenrechtsverletzungen an 
den Uiguren sind bestürzend. Wir dür-

Vita
SPD-Chef Kling-
beil, 44, ist seit 
Dezember 2021 
zusammen mit 
Co-Chefin Sas-
kia Esken Bun-
desvorsitzender 
der SPD. 

Pragmatiker 
Der Niedersach-
se gehört zum 
konservativen 
SPD-Flügel, ist 
aber gut be-
freundet mit 
dem Parteilin-
ken Kevin Küh-
nert. Er gilt als 
pragmatisch 
und krisenfest.

Stratege Kling-
beil leitete zu-
letzt einen Para-
digmenwechsel 
in der 
Russland-
politik 
der SPD 
ein.
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Corona-Pandemie

Kommt die nächste 
Euro-Krise?
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Hauptverlierer 
im Westen: 
•EU
•Deutschland
•Frankreich
•die subalternen 
Klassen der EU



6. 
Das geopoli2sche Betriebssystem 

des Wirtscha0skriegs



“… our world is at an inflection point. How we respond 
to the tremendous challenges and the unprecedented opportunities 
we face today will determine the direction of our world 
and impact the security and prosperity of the American people 
for generations to come. The 2022 National Security Strategy outlines how my 
Administration will seize this decisive decade to advance America’s vital interests, 
position the United States to outmaneuver our geopolitical competitors, …

Around the world, the need for American leadership is as great as it has ever been. …

there is no nation better positioned to lead with strength and purpose than the United 
States of America. “

NATIONALSECURITYSTRATEGYOCTOBER 2022

Die geopoli)sche Strategie der USA
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Our rivals’ challenges are profound and mounting. Their problems, at both home and abroad, are 
associated with the pathologies inherent in highly personalized autocracies and are less easily 
remedied than ours. Conversely, the United States has a tradition of transforming both domestic 
and foreign challenges into opportunities to spur reform and rejuvenation at home. This is one 
reason that prophecies of American decline have repeatedly been disproven in the past—and 
why it has never been a good bet to bet against America. We have always succeeded when we 
embrace an affirmative vision for the world that addresses shared challenges and combine it with 
the dynamism of our democracy and the determination to out-compete our rivals. 

The Nature of the Competition Between Democracies and Autocracies  
The range of nations that supports our vision of a free, open, prosperous, and secure world is 
broad and powerful. It includes our democratic allies in Europe and the Indo-Pacific as well as 
key democratic partners around the world that share much of our vision for regional and 
international order even if they do not agree with us on all issues, and countries that do not 
embrace democratic institutions but nevertheless depend upon and support a rules-based 
international system.  
Americans will support universal human rights and stand in solidarity with those beyond our 
shores who seek freedom and dignity, just as we continue the critical work of ensuring equity 
and equal treatment under law at home. We will work to strengthen democracy around the world 
because democratic governance consistently outperforms authoritarianism in protecting human 
dignity, leads to more prosperous and resilient societies, creates stronger and more reliable 
economic and security partners for the United States, and encourages a peaceful world order. In 
particular, we will take steps to show that democracies deliver—not only by ensuring the 
United States and its democratic partners lead on the hardest challenges of our time, but by 
working with other democratic governments and the private sector to help emerging democracies 
show tangible benefits to their own populations. We do not, however, believe that governments 
and societies everywhere must be remade in America’s image for us to be secure.  
The most pressing strategic challenge facing our vision is from powers that layer authoritarian 
governance with a revisionist foreign policy. It is their behavior that poses a challenge to 
international peace and stability—especially waging or preparing for wars of aggression, actively 
undermining the democratic political processes of other countries, leveraging technology and 
supply chains for coercion and repression, and exporting an illiberal model of international order. 
Many non-democracies join the world’s democracies in forswearing these behaviors. 
Unfortunately, Russia and the People’s Republic of China (PRC) do not.  
Russia and the PRC pose different challenges. Russia poses an immediate threat to the free and 
open international system, recklessly flouting the basic laws of the international order today, as 
its brutal war of aggression against Ukraine has shown. The PRC, by contrast, is the only 
competitor with both the intent to reshape the international order and, increasingly, the economic, 
diplomatic, military, and technological power to advance that objective.  
Just as the United States and countries around the world benefited greatly from the post-Cold 
War international order, so too did the PRC and Russia. The PRC’s economy and geopolitical 
influence grew rapidly. Russia joined the G8 and G20 and recovered economically in the 2000s. 
And yet, they concluded that the success of a free and open rules-based international order posed 
a threat to their regimes and stifled their ambitions. In their own ways, they now seek to remake 
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Kampf zwischen Demokratie und Autokratie

Feindbild Russland und China



Hal Brands, 
Mitglied im Foreign Affairs Policy Board im US-Außenministerium &

Henry A. Kissinger Lehrstuhl für interna<onale Beziehungen
Johns Hopkins School of Advanced Interna<onal Studies.  

Fgoreign Policy 5.8.2022

„a proxy war with NATO“

Zermürbungs- & Abnutzungskrieg

Geopolitischer Stellvertreterkrieg
Das dominante Element des Krieges

Why Superpower Crises are a Good Thing



Für die Weltwirtscha0 droht das Risiko der
Spaltung entlang geopoli9scher Lagergrenzen

Besonders schwer betroffen: 
die verwundbaren Volkswirtschaften des 

Globalen Südens

Dringend notwendige Ressourcen für den 
Kampf gegen Klimawandel werden fehlen.



7. 
Alterna2ve



•Der Wirtschaftskrieg bewirkt keine 
Verhaltensänderung Moskaus

•Eine weitere Eskalation kostet unzählige Opfer
und birgt unkalkulierbare Risiken

Verhandeln statt schießen

Sukzessive Aufhebung 
der Sanktionen in Verhandlungen 



Danke 

für die 

Aufmerksamkeit


